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Liebe Leserinnen und Leser, 

die aktuelle Flüchtlingskrise stellt gerade die Kommunen in Deutschland vor 

gewaltige Herausforderungen. In den Städten und Gemeinden entscheidet sich, ob 

die Bewältigung dieser Herausforderungen gelingt oder nicht. Auch deshalb hat die 

Koalition ein hohes Interesse an der dauerhaften Leistungsfähigkeit der Kommunen.  

Die Lage der Kommunen ist aktuell vielschichtig. Einigen geht es gut bis sehr gut. In 

der Regel sind das Kommunen, die seitens ihrer Landesregierung angemessen 

unterstützt werden – auch bei der Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen. 

Ein Teil der Kommunen aber sieht sich vor unlösbare Aufgaben gestellt. Abbild dieser 

Problemlage ist die teilweise schwere Finanzsituation der Kommunen. 

Problematisch sind hier vor allem die deutlich gestiegenen Ausgaben für soziale 

Leistungen – und das obwohl der Bund im Jahr 2014 mit der letzten Stufe bei der 

Übernahme der Grundsicherung im Alter die Kommunen bei den Sozialausgaben 

nochmals um mehr als 1,5 Milliarden Euro entlastet hatte. Hier schlagen die 

erheblichen Flüchtlingszahlen zu Buche.  

Doch nicht nur in der Asyl- und Flüchtlingspolitik steht der Bund an der Seite der 

Kommunen. In anderen Bereichen können sich die Kommunen ebenso auf die 

Unterstützung des Bundes verlassen – sei es bei Sozialentlastungen, der 

Städtebauförderung, dem Ausbau der frühkindlichen Betreuung, der Förderung der 

Verkehrsinfrastruktur oder dem Ausbau der Breitbandversorgung. Der Bund ist ein 

verlässlicher Partner der Kommunen. Er leistet einen elementaren Beitrag zu ihrer 

Finanzausstattung und damit zur Wahrung der kommunalen Selbstverwaltung. Und 

was von besonderer Bedeutung ist: Der Bund leistet dies, obwohl für eine 

aufgabenangemessene Finanzausstattung der Kommunen verfassungsrechtlich die 

Länder zuständig sind.  Der Deutsche Bundestag appelliert daher an die Länder, 

zusätzliche Spielräume der Kommunen nicht einzuengen und 

Investitionsmöglichkeiten nicht zu beschränken. Nur wenn Bund und Länder 

gemeinsam an einem Strang ziehen, wird es gelingen, die Finanz- und 

Investitionskraft der Kommunen nachhaltig zu stärken. 

Den Antrag der Regierungsfraktionen finden Sie unter News auf meiner Homepage. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr 

  

KURZ UND BÜNDIG 

15. September 2015 17Uhr 

Treffen mit Landrätin 

Christiana Steinbrügge und 

den Fraktionsvorsitzenden 

des Landkreises 

16. September 2015 

17.30Uhr 

After Work Treffen der 

freien Wohlfahrtsverbände 

im Landkreis Wolfenbüttel 

17. September 2015 

19.30Uhr 

CDA Landesvorstandsitzung 

Braunschweig 

18. September 2015 11Uhr 

Jubiläumsfeier 75 Jahre 

WEVG Salzgitter GmbH & 

Co. KG 

DABEI SEIN – TERMINE 

28. September 2015 11Uhr 

Fachkonferenz zur 

digitalen Zukunft unserer 

Arbeitsmarkt- und 

Sozialordnung, Berlin 

6. Oktober 2015  9Uhr bis 

11 Uhr  

Bürgersprechstunde im 

Wahlkreis-büro 

Wolfenbüttel 

 

Sie sind herzlich eingeladen! 
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Einer von uns in Berlin 

Sitzungswoche vom 21. bis 25. 

September 2015 

Hohe Zahl der Flüchtlinge ist große 

Herausforderung. Die hohe Zahl der Flüchtlinge 

ist eine große Herausforderung für Deutschland 

und Europa. Deutschland hat diese 

Herausforderung angenommen, Europa aber 

noch nicht. Deshalb setzten wir darauf, dass wir 

in dieser Woche bei den Beratungen der Staats- 

und Regierungschefs der Europäischen Union 

einen erheblichen Schritt weiterkommen. Die 

Lasten in Europa müssen gerecht verteilt werden 

und die europäischen Regelungen von Schengen 

und Dublin müssen eingehalten werden.  

 

Am Donnerstag trafen sich die Bundeskanzlerin 

und die Ministerpräsidenten der Länder zum so 

genannten Flüchtlingsgipfel. Bei dem Gipfel 

konnten sich der Bund und die Länder auf eine 

gemeinsame Lösung einigen. Ausführliche 

Informationen können Sie unter News auf 

meiner Homepage finden.  

Die Koalition hat ein Gesetzespaket vereinbart, 

das deutlich die Handschrift der Union trägt. Wir 

erwarten, dass dies auch mit den Ländern 

umgesetzt werden kann. Dieses Gesetzespaket 

entspricht unserem Grundsatz, denjenigen zu 

helfen, die ein Bleiberecht in unserem Land 

haben, und diejenigen schnellstmöglich 

zurückzuschicken, die hier nicht bleiben können. 

Dankbar sind wir den zahlreichen 

hauptamtlichen Mitarbeitern und 

ehrenamtlichen Helfern, ohne die diese 

Herausforderung nicht zu bewältigen ist.  

Griechenland: Zeit zum Handeln! 

Ministerpräsident Alexis Tsipras hat als 

Vorsitzender der stärksten Partei erneut ein 

Mandat zur Bildung einer Regierung in 

Griechenland erhalten. Es ist nun an ihm, die mit 

der EU vereinbarten Reformen anzugehen und 

umzusetzen. Angesichts der langen Zeit, die mit 

den Verhandlungen verstrichen ist, müssen nun 

rasch konkrete Schritte unternommen werden.  

Unsere Haltung bleibt klar: wir stehen für einen 

Neubeginn und haben dies mit dem gewährten 

Vertrauensvorschuss auch deutlich gemacht. 

Gleichzeitig gilt: Solidarität baut auf Solidität. 

Diese Solidität erwarten wir nun von der neu zu 

bildenden griechischen Regierung.  

 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Stärkung 

der pflegerischen Versorgung und zur 

Änderung weiterer Vorschriften (Zweites 

Pflegestärkungsgesetz – PSG II). Mit dem 

Zweiten Pflegestärkungsgesetz setzen wir einen 

maßgeblichen Bestandteil des Koalitionsvertrags 

im Bereich Gesundheit und Pflege um. Die 
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Pflegeversicherung und die pflegerische 

Versorgung sollen durch einen neuen 

Bedürftigkeitsbegriff und ein neues 

Begutachtungsinstrument auf eine neue 

Grundlage gestellt werden. In Zukunft fließen 

damit alle Einschränkungen – körperliche, 

geistige und psychische – in die Pflegeeinstufung 

ein. Außerdem sollen sämtliche 

Beratungsleistungen im Bereich der 

Pflegeversicherung sowie die rentenrechtliche 

Absicherung pflegender Angehöriger verbessert 

werden. Den Grundsatz „Rehabilitation vor 

Pflege“ wollen wir stärken, genauso wie den 

„Pflege-TÜV“, der institutionell und inhaltlich auf 

eine neue Grundlage gestellt wird. So wird mehr 

Transparenz für die Angehörigen erreicht und die 

Ergebnisqualität des „Pflege-TÜVs“ in den 

Vordergrund gerückt. Den Gesetzentwurf der 

Bundesregierung berieten wir in erster Lesung. 

 

Integrationsbetriebe fördern – Neue Chancen 

für schwerbehinderte Menschen auf dem 

ersten Arbeitsmarkt eröffnen. Wir berieten die 

Beschlussempfehlung und den Bericht des 

Ausschusses für Arbeit und Soziales zu dem 

Antrag, den wir gemeinsam mit unserem 

Koalitionspartner eingebracht haben. In dem 

Antrag treten wir dafür ein, Integrationsbetriebe 

stärker zu fördern und die Chancen 

schwerbehinderter Menschen auf dem 

Arbeitsplatz zu verbessern. Unter anderem 

schlagen wir vor, die Anschubfinanzierung und 

Evaluierung neuer Plätze in 

Integrationsbetrieben aus den Mitteln der 

Ausgleichsabgabe zu gewährleisten, die 

Zielgruppe der Integrationsbetriebe auf 

schwerbehinderte Menschen auszuweiten und 

die Wettbewerbsfähigkeit der 

Integrationsbetriebe durch besondere 

Berücksichtigung bei der Vergabe öffentlicher 

Aufträge zu stärken. Auch die Weiterbildung in 

Integrationsbetrieben soll verbessert und die 

besondere Gesundheitsförderung ausgebaut 

werden.  

Prinzipien des deutschen Bildungswesens 

stärken – Gleichwertigkeit und 

Durchlässigkeit der beruflichen und der 

akademischen Bildung durchsetzen.  

 

Wir berieten die Beschlussempfehlung und den 

Bericht des zuständigen Ausschusses zu unserem 

Antrag, den wir gemeinsam mit der SPD-Fraktion 

eingebracht haben. Dieser hebt die Stärkung der 

beruflichen Bildung als zentrale Zukunftsaufgabe 

hervor. Nicht nur Wettbewerbsfähigkeit und 

Beschäftigung, sondern auch die persönlichen 

Lebens- und Berufsperspektiven junger 
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Erwachsener profitieren von Deutschlands 

hervorragendem Berufsbildungssystem. Wir 

unterstreichen außerdem die Gleichwertigkeit 

beruflicher und akademischer Bildung. Die 

Bundesregierung fordern wir unter anderem 

dazu auf, Ausbildungs- und Studienabbrüchen 

wirksamer vorzubeugen, den Übergang für 

Studienaussteiger in eine berufliche Aus- und 

Weiterbildung zu verbessern und Jugendliche 

und junge Erwachsenen mit Migrationserfahrung 

besser über das Prinzip der dualen Ausbildung zu 

informieren.  

 

Entwurf eines Vierzehnten Gesetzes zur 

Änderung des Atomgesetzes. Mit dem 

Gesetzentwurf, den wir in erster Lesung berieten, 

verankern wir das von der Bundesregierung 

aufgesetzte Nationale Entsorgungsprogramm im 

Atomgesetz und setzen damit eine EU-Richtlinie 

zur verantwortungsvollen und sicheren 

Entsorgung abgebrannter Brennelemente und 

radioaktiver Abfälle um. Zu diesem Zweck 

schreiben wir eine dreijährige Berichtspflicht der 

Abfallverursacher über ihre Mengen radioaktiven 

Abfalls, eine Pflicht zur regelmäßigen 

Sicherheitsüberprüfung der kerntechnischen 

Anlagen durch die Betreiber sowie eine 

regelmäßige Überprüfung der Gesamtstrategie 

durch die Bundesregierung fest.  

Bereits am 27. November 2014, kurz nachdem 

der Entwurf des Nationalen 

Entsorgungsprogramms bekannt wurde, habe ich 

mich sehr deutlich in einem Artikel „Keine 

Kapazitätserweiterung in Konrad durch die 

Hintertür“ zum Nationalen 

Entsorgungsprogramm und den darin 

enthaltenen neuen Optionen für Schacht Konrad 

geäußert. Damals führte ich aus: Darüber, wo der 

Atommüll aus der Schachtanlage Asse II 

letztendlich endgelagert wird, kann meines 

Erachtens zum jetzigen Zeitpunkt noch keine 

Aussage getroffen werden und daher sind die 

Aussagen im Nationalen Entsorgungsprogramm, 

dass eine Erweiterung des Endlagers Konrad für 

weitere Abfälle nicht ausgeschlossen werden 

könne, zu streichen. 

Seitdem stand für meine Arbeit in Berlin ganz 

oben auf dem Programm dieses zu verhindern.  

Neben einer Anfrage an die 

Bundesumweltministerin Hendriks, habe ich in 

Gesprächen mit den Mitgliedern meiner Fraktion 

in der Standortauswahlkommission für die 

Übernahme meiner Position geworben. Zu 

diesem Zeitpunkt hielt Bundesministerium für 

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 

noch an dem ursprünglichen Konzept fest.  

 

Auf der Ebene der Bundestagesabgeordneten 

haben Steffen Kanitz, Berichterstatter für 

Kernkraft und Endlager, und ich gemeinsam 

daran gearbeitet, dass die Option einer 

Erweiterung des Schachts Konrad aus dem 

Entsorgungsprogramm herausgenommen wird. 

Zu diesem Erfolg, haben die Stadt Salzgitter 

Uwe Lagosky und Steffen Kanitz am Rande 

des Plenums 
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sowie die Region durch die Bürgermeister und 

Kommunalpolitiker und insbesondere jedoch 

durch die 68000 gesammelten Unterschriften 

beigetragen.  

Daten und Fakten 

Einstufung Sicherer Herkunftsstaaten wirkt. 

Einer Studie des Kieler Instituts für 

Weltwirtschaft zufolge hat die Klassifizierung als 

Sicheres Herkunftsland einen signifikanten 

Einfluss auf die Zahl der gestellten Asylanträge. 

So stieg in den ersten acht Monaten des Jahres 

2015 die Zahl der Asylerstanträge aus den noch 

nicht als sicher klassifizierten Ländern Albanien, 

Kosovo und Montenegro von 8.570 auf 70.637 

und damit um 724 Prozent im Vergleich zum 

Vorjahreszeitraum. Aus den als sicheren 

Herkunftsländern eingestuften Staaten Bosnien-

Herzegowina, Mazedonien und Serbien stellten 

im gleichen Zeitraum nur 32 Prozent mehr 

Menschen einen Antrag auf Asyl in Deutschland, 

insgesamt 22.281. Damit wurden bislang in 2015 

dreimal so viele Asylanträge aus den als noch 

nicht sicher klassifizierten Ländern des 

Westbalkans gestellt als aus den dortigen 

sicheren Herkunftsstaaten. Vor der 

Gesetzesänderung im November 2014 war das 

Verhältnis annähernd umgekehrt. 

(Quelle: Institut für Weltwirtschaft Kiel) 

Der Wahlkreis in Berlin 

 

Ein Stück Heimat in Berlin. Diese Woche 

besuchte mich der Kulturkreis Abbenrode in 

Berlin. Dies war mir eine besondere Freude, da 

ich viele bekannte Gesichter aus meinem 

Heimatdorf traf, denen ich das Parlament zeigen 

konnte.  

 

Nach der Teilnahme an einer Plenumssitzung 

stand ein Gespräch mit mir auf dem Plan. Neben 

meinem Tagesablauf in einer Sitzungswoche 

sprachen wir über meine inhaltliche Arbeit: Von 

der aktuellen Flüchtlingsthematik, meiner Rede 

zur Kettenbefristung bis hin zu Themen aus dem 

Wahlkreis. 

 

Ein Besuch im Bundeskanzleramt, ein 

Kuppelbesuch und ein Snack im 
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Besucherrestaurant des Deutschen Bundestages 

rundeten das Programm ab.  

Mittendrin im Wahlkreis 49 14. Bis 

20. September 2015 

Ein neues Amt für mich. Auf der Landestagung 

der Christlich-Demokratischen-Arbeitnehmer-

schaft (CDA) in Braunschweig wurde ich zum 

neuen Vorsitzenden des Landesverbandes 

Braunschweig gewählt. 

Das Amt übernehme ich von Dr. Sebastian 

Vollbrecht, der nicht erneut kandidierte. Vielen 

Dank an dieser Stelle für die gute 

Zusammenarbeit der letzten Jahre.  

 

Zu meinen Stellvertretern wählten die 

Delegierten Herbert Theissen aus Wolfenbüttel 

und Thorsten Wendt aus Braunschweig. 

Johannes Wolframm übernimmt die 

Schriftführung.  Die Kassenhoheit hat erneut 

Schatzmeister Dr. Günter Weinhausen. Vier 

Beisitzer ergänzen den CDA-Vorstand.  

Neben den zahlreichen Wahlgängen stand ein 

kurzes Referat des CDA-Landessozialsekretärs 

Josef Holtvogt, verbunden mit einem Sachstand 

zur diesjährigen Bundestagung, im Mittelpunkt 

der Landestagung.  

Zum Schluss, doch nicht das Letzte 

Meine Rede zum Antrag der Links-Fraktion 

bzgl. Kettenbefristungen im Plenum. (Hier in 

gekürzter Fassung)  

„In den vergangenen 20 Jahren nahm die Zahl 

befristeter Arbeitsverträge absolut betrachtet zu. 

Allerdings ist sie laut aktuellen Zahlen des 

Statistischen Bundesamtes in den letzten vier 

Jahren wieder gesunken. Bereits in einer 

Anhörung zur sachgrundlosen Befristung am 17. 

März 2014 stellte der Sachverständige des 

Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

(IAB) der Bundesagentur für Arbeit fest: „Die 

Entwicklung der befristeten Arbeitsverträge ist 

[…] kein naturwüchsiger Prozess – wir werden 

immer flexibler –, sondern es kann durchaus sein, 

dass auch ohne weitere Eingriffe in die 

Gesetzgebung die Anzahl der befristeten 

Arbeitsverträge eher zurückgeht.“ 

 

 

Die Linke möchte nun, dass der Deutsche 

Bundestag feststellt, dass dies ein 

hochproblematischer Zustand sei,                                   

der dringend gesetzgeberisches Handeln 

erfordere.  

Hochproblematisch, so finde ich, ist nur eines: 

Der stete Reflex der Linken, in gleicher Sache 

immer wieder gesetzgeberisch tätig werden zu 

wollen.                   Nutzen Sie daher gerne die 

heutige Debatte ganz im Sinne Konrad 

Uwe Lagosky und Dr. Sebastian Vollbrecht 
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Adenauers, der sagte: „Man braucht nicht immer 

denselben Standpunkt zu vertreten, denn 

niemand kann einen daran hindern, klüger zu 

werden.“ 

Mit dem Teilzeit- und Befristungsgesetz sind… 

(Die ganze Rede finden Sie auf meiner 

Homepage im Newsbereich) 


